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Kleine Anfrage 1137 
 
der Abgeordneten Dilek Engin, Silvia Gosewinkel, Elisabeth Müller-Witt, Dr. Dennis Maelzer 
SPD 
 
 
Welche Konsequenzen für die Schulen zieht die Landesregierung aus der 
Gewaltbereitschaft von einzelnen Jugendlichen auch in NRW in der Silvesternacht? 
 
 
Die Krawalle der vergangenen Silvesternacht - nicht nur in Berlin - zeigen wieder einmal in 
aller Deutlichkeit, wie zunächst friedliche öffentliche Anlässe in Gewalt umschlagen können. 
Ereignisse gab es unter anderem in Bonn, Bochum, Duisburg, Hagen, Essen und 
Gelsenkirchen. 
 
Rund jede Fünfte, der von der Polizei in dieser Nacht wegen Gewaltausübung in Gewahrsam 
genommene Person, war ein minderjähriger Jugendlicher. Sozialforscher sehen hier vielfach 
die Perspektivlosigkeit von Jugendlichen als Ursache für die Ausbrüche. Mittlerweile wurden 
in NRW wegen Angriffe auf Einsatzkräfte von Polizei, Feuer und Rettungsdiensten zahlreiche 
Strafverfahren eingeleitet.  
 
In einem Interview mit dem Westfälischen Anzeiger vom 07. Januar 2023 äußerte sich 
Ministerin Dorothee Feller auf die Frage, welche Konsequenzen dies für die Schulen haben 
müsse, noch weitgehend vage. Sie fordert zwar, dass Demokratiebildung grundsätzlich an den 
Schulen verstärkt werden müsse, bleibt aber Aussagen zu weiteren konkreten Maßnahmen 
schuldig. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Welchen Zusammenhang sieht die Landesregierung  zwischen gewaltbereiten 

Jugendlichen und deren Bildungsbiografien? 
 
2. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung zur Prävention der Gewaltbereitschaft 

bei Jugendlichen?  
 
3. Welche Initiativen gedenkt die Landesregierung zur Stärkung der 

„Demokratiebildung“ an den Schulen auf den Weg zu bringen? 
 
4. Wie ist eine Synergie zwischen Quartiersmanagement und Schulkonzeptionen, die auch 

den Aspekt der Gewaltprävention bei Jugendlichen berücksichtigen, möglich? 
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5. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung  zusätzlich zu KAoA („Kein Abschluss 
ohne Anschluss“) um die Berufsorientierung der Schülerinnen und Schüler zu begleiten, 
zu unterstützen und die weitere Bildungsbiografie nach der Schullaufbahn zu 
evaluieren? 
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